
Aktenzeichen: 10 AZR 225/95 
Bundesarbeitsgericht 10. Senat

I. Arbeitsgericht 
Hamm

II. Landesarbeitsgericht 
Hamm

Urteil vom 07. Februar 1996
- 10 AZR 225/95 -
Urteil vom 12. Januar 1994
- 3 Ca 804/93 -
Urteil vom 20. Januar 1995
- 10 Sa 882/94 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Anteilige WeihnachtsZuwendung - Ausschlußfrist

Gesetz: BGB § 611 Gratifikation; Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes (AVR) §§ 22, 
23, Anlage 1 Ziffer XIV (b) und (f)

Leitsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats:
Beginn der Ausschlußfrist und Fälligkeit des Anspruchs auf 
die anteilige WeihnachtsZuwendung bei Ausscheiden des Arbeit­
nehmers vor dem 1. Dezember des laufenden Kalenderjahres.
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Im Namen des Volkes!

10 AZR 225/95 
10 Sa 882/94 Hamm

Verkündet am 
7. Februar 1996

Backes,
Reg.-Hauptsekretärin

U  r teil
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

pp.

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 7. Februar 1996 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. h.c. Matthes, die Richter Hauck und 
Böck sowie die ehrenamtlichen Richter Lindemann und Paul für

-  2 -

Recht erkannt:
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-  2 -

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 20. Januar 1995 
- 10 Sa 882/94 - wird zurückgewiesen.

2. Der Kläger trägt die Kosten der Revision.
V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  ;

Die Parteien streiten über die Zahlung einer anteiligen 
WeihnachtsZuwendung für das Jahr 1992.

Der Kläger war in der Zeit vom 1. März 1989 bis zum 30. Juni 
1992 bei dem Beklagten als Küchenleiter beschäftigt; sein monat­
liches Bruttoeinkommen betrug zuletzt 4.809,31 DM. Das Arbeits­
verhältnis endete durch fristgemäße Kündigung des Klägers. Vom 
1. Juli 1992 an war der Kläger beim Evangelischen P 
e.V. in M beschäftigt.

Auf das Arbeitsverhältnis des Klägers fanden gemäß vertrag- | 
licher Vereinbarung die Richtlinien für Arbeitsverträge in den 
Einrichtungen des Deutschen Caritas-Verbandes (AVR) in der je­
weils gültigen Fassung Anwendung.

Im November 1992 verlangte der Kläger von dem Beklagten 
mündlich die Zahlung der anteiligen WeihnachtsZuwendung für das 
Jahr 1992. Im Januar 1993 machte der Kläger diesen Anspruch 
schriftlich geltend. Mit Schreiben vom 16. Februar 1993 lehnte
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der Beklagte die Zahlung unter Hinweis auf die Verfallfrist des 
§ 23 AVR ab.

Der Kläger ist der Auffassung, sein Anspruch auf Zahlung der 
anteiligen WeihnachtsZuwendung für das Jahr 1992 in Höhe von 6/12 
eines Monatsverdienstes sei nicht verfallen; der Anspruch sei 
erst am 1. Dezember 1992 fällig geworden, so daß die schriftliche 
Geltendmachung im Januar 1993 die Verfallfrist wahre. Zif­
fer XIV (f) der Anlage 1 zu den AVR enthalte keine eindeutige 
Fälligkeitsbestimmung auf das Ende des Arbeitsverhältnisses.

Der Kläger hat beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an ihn 2.404,67 DM 
brutto nebst 4 % Zinsen aus dem sich ergebenden 
Nettobetrag seit dem 1. Februar 1992 zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er meint, 
der Anspruch des Klägers auf Zahlung der anteiligen Weihnachtszu­
wendung sei verfallen. Der Anspruch sei bereits mit der Beendi­
gung des Arbeitsverhältnisses am 30. Juni 1992 fällig geworden, 
so daß die schriftliche Geltendmachung des Klägers im Januar 1993 
erst nach Ablauf der sechsmonatigen Ausschlußfrist des § 23 
Abs. 1 AVR erfolgt sei. Außerdem hätte der Kläger nach § 22 AVR 
zunächst die Schlichtungsstelle anrufen müssen.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesar­
beitsgericht hat auf die Berufung des Beklagten die Klage abge­
wiesen. Mit der zugelassenen Revision begehrt der Kläger die Wie-
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derherstellung des Ersturteils. Der Beklagte bittet, die Revision 
zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n a s a r ü n d e  :

Die Revision des Klägers hat keinen Erfolg. Der Kläger kann 
von dem Beklagten die Zahlung einer anteiligen Weihnachtszuwen­
dung für das Jahr 1992 nicht (mehr) verlangen.

I. Die Klage ist zwar zulässig, aber unbegründet.

1. Der Zulässigkeit der Klage steht - wie das Landesarbeitsge­
richt zutreffend erkannt hat - die Nichtdurchführung des in § 22 
AVR vorgesehenen Schlichtungsverfahrens nicht entgegen.

Nach § 22 Abs. 1 AVR sind der Arbeitgeber und die Arbeitneh­
mer grundsätzlich verpflichtet, bei Meinungsverschiedenheiten aus 
dem Dienstverhältnis zunächst die Schlichtungsstelle anzurufen. 
Nach Absatz 4 des § 22 AVR schließt die Behandlung des Falles vor 
der Schlichtungsstelle die fristgerechte Anrufung des Arbeitsge­
richts nicht aus. Der Dienstgeber und die Mitarbeiter haben da­
nach ein Wahlrecht, ob sie die Schlichtungsstelle anrufen oder 
sogleich vor dem Arbeitsgericht Klage erheben wollen (BAG Urteil 
vom 26. Mai 1993 - 4 AZR 130/93 - AP Nr. 3 zu § 12 AVR Diakoni- 
sches Werk). Darüber hinaus hat der Beklagte mit seinem Schrift­
satz vom 24. August 1993 mitgeteilt, daß er keine Einwendungen 
gegen eine Entscheidung durch das Arbeitsgericht habe, auch ohne 
daß das Schlichtungsverfahren durchgeführt sei. Zu Recht hat das
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Landesarbeitsgericht daraus einen Verzicht auf die Durchführung 
des Schlichtungsverfahrens entnommen. Der Senat hat in seiner 
Entscheidung vom 8. Juni 1994 (- 10 AZR 341/93 n.v.) ausge­
führt, die Nichtdurchführung des Schlichtungsverfahrens nach § 22 
AVR könnte allenfalls dann zur Unzulässigkeit der Klage führen, 
wenn die beklagte Partei eine entsprechende Rüge vorgebracht 
hätte.

2. Die Klage ist jedoch unbegründet, weil der Anspruch des Klä­
gers auf Zahlung einer anteiligen WeihnachtsZuwendung für das 
Jahr 1992 verfallen ist.

a) Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht angenommen, daß der 
Kläger die Anspruchsvoraussetzungen für die anteilige Zahlung der 
WeihnachtsZuwendung dem Grunde nach erfüllt.

Das Arbeitsverhältnis des Klägers hat zwar vor dem 1. Dezem­
ber 1992 geendet; der Kläger, der von Beginn des Kalenderjahres 

(̂ J 1992 an ununterbrochen in einem Arbeitsverhältnis zu dem Beklag­
ten gestanden hat (Ziffer XIV (b)), hat jedoch nach Nr. 1. e) der 
Ziffer XIV (b) einen Anspruch auf eine anteilige WeihnachtsZuwen­
dung, weil er im Anschluß an sein Arbeitsverhältnis zu dem Be­
klagten zu einem Arbeitgeber gewechselt ist, der von den AVR er­
faßt wird. Nach Anmerkung 1 der Anlage 1 zu den AVR steht die Tä­
tigkeit in dem Evangelischen P e.V. der Tätigkeit im
Bereich der katholischen Kirche gleich.
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b) Der damit dem Grunde nach dem Kläger zustehende Anspruch auf 
die Zahlung einer anteiligen Weihnachtszuwendung für das Jahr 
1992 ist jedoch gemäß der Ausschlußfrist des § 23 AVR verfallen.

Nach § 23 Abs. 1 AVR verfallen die Ansprüche aus dem Dienst­
verhältnis, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlußfrist von 
sechs Monaten nach Fälligkeit vom Mitarbeiter oder vom Dienstge­
ber schriftlich geltend„gemacht werden.

Der Anspruch des Klägers ist - wie das Landesarbeitsgericht 
zutreffend erkannt hat - mit seinem Ausscheiden aus dem Arbeits­
verhältnis bei dem Beklagten am 30. Juni 1992 fällig geworden. 
Das folgt aus der Auslegung der Regelung über die Zahlung der 
WeihnachtsZuwendung in Ziffer XIV (f) der AVR; diese Vorschrift 
lautet wie folgt:

"(f) Zahlung der Weihnachtszuwendung
Die WeihnachtsZuwendung soll spätestens am 
1. Dezember des laufenden Kalenderjahres 
gezahlt werden. Bei Beendigung des Dienst­
oder Ausbildungsverhältnisses bzw. bei Ein­tritt des Rühens des Dienstverhältnisses 
(§ 18 Abs. 4 AVR) soll die Weihnachtszuwen­
dung bei Beendigung bzw. bei Eintritt des 
Rühens des Dienst- oder Ausbildungsverhält­
nisses gezahlt werden."

Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht diese Regelung dahin 
ausgelegt, daß im Falle der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
vor dem 1. Dezember des laufenden Kalenderjahres die anteilige 
WeihnachtsZuwendung zum Zeitpunkt der tatsächlichen Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses fällig wird. Aus Satz 2 in Zif­
fer XIV (f) der Anlage 1 zu den AVR folgt, daß der ausscheidende
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Arbeitnehmer die Zahlung der anteiligen Weihnachtszuwendung zum 
Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses verlangen und 
der Arbeitgeber sie zu leisten hat (Palandt, BGB, 53. Aufl.,
§ 271 Anm. 1; BAG Urteil vom 7. Februar 1995 - 3 AZR 483/94 - AP 
Nr. 54 zu § 1 TVG Tarifverträge: Einzelhandel). Im Zusammenhang 
dieser Regelung mit Satz 1 der Ziffer XIV (f) der Anlage 1 zu den 
AVR zeigt sich, daß trotz der Verwendung des Ausdrucks "... soll 
... gezahlt werden ..." in diesen Vorschriften die Fälligkeit des 
Anspruchs auf Zahlung der WeihnachtsZuwendung zum einen für den 
Fall, daß das Arbeitsverhältnis am 1. Dezember des laufenden Ka­
lenderjahres noch besteht, zum anderen - in Satz 2 - für den 
Fall, daß das Arbeitsverhältnis bereits vor dem 1. Dezember des 
laufenden Kalenderjahres beendet wird, bestimmt wird. Für beide 
Fälle regelt die Vorschrift, daß der Arbeitnehmer zu dem genann­
ten Zeitpunkt die Zahlung der WeihnachtsZuwendung verlangen kann 
und der Arbeitgeber die Zahlung leisten muß (Palandt, BGB,
53. Aufl., § 271 Anm. 1).

Der Kläger hat seinen Anspruch nicht rechtzeitig und formge­
recht im Sinne der Ausschlußfrist des § 23 AVR geltend gemacht.

Soweit der Kläger seinen Anspruch auf Zahlung der anteiligen 
WeihnachtsZuwendung im November 1992 telefonisch geltend gemacht 
hat, erfüllt diese Geltendmachung die Formerfordernisse des § 23 
Abs. 1 AVR nicht. Mit dieser mündlichen Geltendmachung hat der 
Kläger daher die Ausschlußfrist nicht gewahrt.
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Soweit der Kläger im Januar 1993 seinen Anspruch schriftlich 
geltend gemacht hat, liegt dies außerhalb der sechsmonatigen Aus­
schlußfrist des § 23 Abs. 1 AVR und ist daher nicht mehr geeig­
net, die Ausschlußfrist zu wahren.

Der Einwand der unzulässigen Rechtsausübung nach § 242 BGB 
steht der Berufung des Beklagten auf die tarifliche Ausschluß­
frist nicht entgegen. Danach kann der Gläubiger eines Anspruchs 
dem Ablauf der tariflichen Ausschlußfrist mit dem Einwand der un­
zulässigen Rechtsausübung begegnen, wenn ihn der Schuldner durch 
aktives Handeln von der Einhaltung der Ausschlußfrist abgehalten, 
oder wenn dieser es pflichtwidrig unterlassen hat, ihm Umstände 
mitzuteilen, die ihn zur Einhaltung der Ausschlußfrist veranlaßt 
hätten (BAG Urteil vom 1. Juni 1995 - 6 AZR 912/94 - AP Nr. 16 zu 
§ 812 BGB, m.w.N.; BAG Urteil vom 21. Januar 1993 - 6 AZR 
174/92 - ZTR 1993, 466). Der Einwand greift danach insbesondere 
dann durch, wenn der Arbeitgeber in dem Arbeitnehmer die Ansicht 
hervorgerufen oder bestärkt hat, er werde unabhängig von der Be­
achtung der tariflichen Formerfordernisse die Ansprüche erfüllen 
(BAGE 14, 140 = AP Nr. 9 zu § 59 BetrVG; BAG Urteil vom 9. Novem­
ber 1983 - 4 AZR 304/81 -, n.v.).

Der Kläger, der für die auf § 242 BGB gestützte Einwendung 
darlegungs- und beweispflichtig ist, hat keine Tatsachen vorge­
tragen, aus denen sich eine-unzulässige Rechtsausübung des Be­
klagten ergeben würde. Er hat insbesondere auch nicht vorgetra­
gen, daß er seine Steuerkarte und eine Bescheinigung vom jetzigen 
Arbeitgeber bei der Beklagten eingereicht habe, so daß selbst

9
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


9

dann, wenn man seinen verspäteten Sachvortrag aus der Revision 
vom 28. März 1995, wonach ihm auf seine telefonische Geltendma­
chung des Weihnachtsgeldes im November 1992 zugesagt worden sei, 
der Beklagte bräuchte die Steuerkarte des Klägers und eine Be­
scheinigung vom jetzigen Arbeitgeber, in der Revisionsinstanz 
noch berücksichtigen könnte, dieser Vortrag nicht ausreicht, um 
den Einwand der unzulässigen Rechtsausübung zu begründen. Der
Kläger hat auch in keiner Weise dargetan, mit wem er telefoniert 
hat und von wem die genannte Aussage gemacht worden ist. Sonstige 
Anhaltspunkte dafür, daß die Berufung des Beklagten auf die ta­
rifliche Ausschlußfrist gegen § 242 BGB verstoßen würde, sind 
nicht ersichtlich. Daß der Beklagte den Kläger nicht auf das Er­
fordernis der Schriftform hingewiesen hat, kann den Arglistein­
wand allein nicht begründen (BAG Urteil vom 30. März 1962 - 2 AZR 
101/61 - AP Nr. 28 zu § 4 TVG Ausschlußfrist).

Die Revision des Klägers muß daher erfolglos bleiben.

II. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO.

Matthes Hauck Bock
Lindemann Paul
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